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Lfd. 
Nr. 

Bezug im Ent-
wurf  
[Art./§/Begr.] 

Text des Bezugs im Ent-
wurf 

Art der Anmerkung 
[redakt./allg./ 
rechtl./inhaltl./zum 
Erfüllungsaufwand] 

Anmerkung/Kommentar/Einwendung Angeregte Änderung 

1  Artikel 1, § 26 
Abs. 1 S. 2 Nr. 
4 

„4. die Unterstützung der 
Behandlung von Begleiter-
krankungen oder“ 

redaktionell/inhalt-
lich 

Zur Klarstellung sollte ausdrücklich be-
nannt werden, dass Begleiterkrankun-
gen sowohl körperliche als auch psychi-
sche Erkrankungen umfassen. Psychi-
sche Komorbiditäten sind bei Pati-
ent*innen mit opioidbezogenen Störun-
gen häufig und sollten bei den Zielen 
der Substitution sichtbar berücksichtigt 
werden. 

§ 26 Abs. 1 Nr. 4 sollte wie folgt ge-
fasst werden: „die Unterstützung der 
Behandlung von körperlichen und 
psychischen Begleiterkrankungen 
oder“ 

2  Artikel 1, § 32 
Abs. 1 S. 1 Nr. 
3  

„c) die Entscheidung über 
die Erforderlichkeit einer 
Einbeziehung psychosozia-
ler Betreuungsmaßnah-
men sowie“ 

inhaltlich Neben psychosozialen Betreuungsmaß-
nahmen sollte hier auch die psychothe-
rapeutische Behandlung ausdrücklich 
berücksichtigt werden. Bei entspre-
chender Indikation ist eine psychothera-
peutische (Mit-)Behandlung ein zentra-
ler Bestandteil einer leitlinienkonfor-
men Versorgung von Patient*innen mit 
opioidbezogenen Störungen. Psycho-
therapeutische Behandlung sollte als 
Buchstabe c) aufgeführt werden. Die ak-
tuellen Buchstaben c) und d) sollten als 

§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe c 
sollte wie folgt gefasst werden: „die 
Entscheidung über eine psychothera-
peutische Behandlung bei entspre-
chender Indikation,“ 
 
Folgeänderungen: 
aktueller Buchstabe c) wird Buchstabe 
d);  
aktueller Buchstabe d) wird Buchstabe 
e) 
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Folgeänderung zu Buchstaben d) und e) 
werden.  

3  Artikel 1, § 32 
Abs. 2 

„Vor der Entscheidung der 
Bundesärztekammer über 
die Richtlinie ist dem Ge-
meinsamen Bundesaus-
schuss nach § 91 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetz-
buch Gelegenheit zur Stel-
lungnahme […] zu geben.“ 

rechtlich/inhaltlich Bislang ist allein ein Stellungnahmerecht 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
vorgesehen. Soweit Änderungen der 
Richtlinie psychotherapeutische oder 
psychosoziale Inhalte betreffen, sollte 
auch der BPtK Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben werden. Dies stellt si-
cher, dass psychotherapeutische Exper-
tise sachgerecht einbezogen wird. 

§ 32 Abs. 2 sollte wie folgt gefasst 
werden: „Vor der Entscheidung der 
Bundesärztekammer über die Richtli-
nie ist dem Gemeinsamen Bundesaus-
schuss nach § 91 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch Gelegenheit zur Stel-
lungnahme […] zu geben. Soweit psy-
chotherapeutische oder psychosozi-
ale Inhalte betroffen sind, ist auch 
der Bundespsychotherapeutenkam-
mer Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Die Stellungnahmen sind 
von der Bundesärztekammer in ihre 
Entscheidung über die Richtlinie einzu-
beziehen.“ 

 


